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Frank Bösch

Die Krise als Chance

Die Neuformierung der Christdemokraten in den siebziger Jahren

Zeitgeschichtliche Arbeiten neigen dazu, zunächst zeitgenössische Zuschreibun-
gen zu übernehmen. Die ersten Zuordnungen, die einzelne Jahrzehnte erhalten, 
orientieren sich häufig an frühen sozialwissenschaftlichen Analysen, den Regie-
rungserfolgen oder an Schlagworten der Zeit. Erst in einer zweiten Forschungs-
phase erfolgt oft eine Differenzierung. So galten die fünfziger Jahre bekannt-
lich zunächst als »Restauration«, wobei der Wahlslogan »keine Experimente« 
als Signum der Epoche herhielt, bis schließlich auch für dieses Jahrzehnt zahl-
reiche Aspekte der »Modernisierung« entdeckt wurden.1 Ebenso wurde für die 
sechziger Jahre mit zunehmender Forschung nicht nur das begrenzte gesell-
schaftliche Reformpotenzial der 68er herausgearbeitet, sondern auch Grenzen 
der zunächst postulierten gesellschaftlichen Liberalisierung.2 Die geschichtswis-
senschaftliche Erforschung der siebziger Jahre, die nun einsetzt, sollte insofern 
vermeiden, sich erneut vornehmlich den öffentlich hegemonialen Teilkulturen 
der Zeit zu widmen. Denn genau wie die fünfziger Jahre nicht in Adenauers Ka-
binettspolitik und einer konservativen Restauration aufgehen, sondern von zahl-
reichen Protesten und Bruchlinien gekennzeichnet waren, die auf das folgende 
Jahrzehnt verwiesen,3 sind auch in den siebziger Jahren Gegenbewegungen ge-
gen den sozialliberalen Zeitgeist ein wichtiger Bestandteil.

Man würde zu sehr die mediale und sozialwissenschaftliche Selbstdeutung 
übernehmen, wenn man dieses Jahrzehnt vor allem als Zeit des Postmateria-
lismus, der Alternativkulturen oder der sozialliberalen Politik fasst.4 Denn alle 
Großnarrative zum Wandel der Gesellschaft, wie die Liberalisierung, die Ent- 
kirchlichung, die Abnahme der landwirtschaftlichen und selbständigen Berufs-
gruppen oder der Wertewandel von autoritären Mustern hin zur Selbstentfaltung, 
hätten eigentlich dazu führen müssen, dass die CDU und insbesondere die CSU 
in den siebziger Jahren zu Kleinparteien schrumpften. Und tatsächlich gingen 
um 1970 nicht wenige Zeitgenossen davon aus, dass die Christdemokraten eine 
Partei der ländlichen katholischen Rentner würden und kaum eine Zukunft in 
einer modernisierten liberalen Dienstleistungsgesellschaft hätten, die sich im 
vielzitierten Generationswechsel gerade verjüngte. Umso erklärungsbedürftiger 
ist, dass schon in den siebziger Jahren genau das Gegenteil der Fall war.

Mein Artikel plädiert deshalb für eine ergänzende und alternative Lesart der 
siebziger Jahre, indem er den Blick auf das oppositionelle bürgerliche Lager der 
Zeit richtet -  also insbesondere auf die Christdemokraten und ihr konservatives, 
christlich-soziales und/oder nationalliberales Umfeld.5 Die frühen siebziger
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Krise als Chance 2 97

Jahre, so die These, stehen in dieser Perspektive zugleich für eine Fundamental-
krise der Christdemokratie und ihre Erneuerung. Wie ich im Folgenden zeigen 
möchte, blieb einerseits auch in diesem Jahrzehnt eine stark konservative Grund-
struktur in der Gesellschaft und der Christdemokratie bestehen, andererseits 
setzte parallel zum Krisendiskurs und aus ihm heraus eine gewisse Neustruk-
turierung ein, die den Grundstein für die wachsende christdemokratische Domi-
nanz bei allen folgenden Bundestags- und Landtagswahlen legte. Insofern schuf 
die Krise durchaus Chancen für einen neuen politischen Aufbruch.6

1. Das rote Jahrzehnt?

Generell sind zunächst die bisherigen Etikettierungen und Perspektiven auf die 
siebziger Jahre zu problematisieren. Viele Zuschreibungen -  wie insbesondere 
»rotes Jahrzehnt« oder »sozialdemokratisches Jahrzehnt« -  orientieren sich 
sicherlich zu sehr an der Parteicouleur der Bundesregierung oder einzelnen 
linksalternativen Subkulturen.7 Bereits die Ergebnisse der Bundes- und Land-
tagswahlen belegen, wie stark in den siebziger Jahren eher konservative welt-
anschauliche Deutungen und Haltungen bei der Bevölkerungsmehrheit anwuch-
sen und, mit Ausnahme der Bundestagswahl 1972, mehrheitsfähig waren. Die 
Christdemokratie erreichte ausgerechnet in den siebziger Jahren den größten 
Zuspruch ihrer gesamten Geschichte. Bekannt ist, dass sie 1976 nur knapp die 
absolute Mehrheit verfehlte, mit dem bis heute zweitbesten Ergebnis, das jemals 
eine deutsche Partei erreichte. In den bundesweiten Wählerumfragen kam sie 
1977 sogar auf 54 %. Weniger beachtet wird, dass die Union in den Ländern seit 
Anfang der siebziger Jahre die mit Abstand besten Resultate überhaupt erzielte: 
In Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz oder Baden-Württemberg bevorzugten 
nun über fünfzig Prozent der Wähler die Union, in Bayern erstmals über sech-
zig Prozent. Selbst in den wenigen SPD-regierten Bundesländern (wie Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen und Hessen) rückte die CDU eng an die absolute 
Mehrheit heran und übertraf vielfach die Sozialdemokraten.

Besonders die Krise von 1973 verstärkte damit bereits lange vor dem Macht-
wechsel in Bonn einen konservativen politischen Wertewandel, der die poli-
tische Rechte begünstigte. De facto regierte die Union über den Bundesrat und 
wachsende Politikverflechtung mit den Ländern in den siebziger Jahren auch 
in der Bundespolitik mit.8 Ihre erfolgreichen Klagen beim Bundesverfassungs-
gericht engten die sozialliberale Regierung zusätzlich ein.

Blickt man auf die weltanschaulichen Profile jener Politiker, die seit Ende 
der sechziger Jahre in den Bundesländern Führungsposten in der Union über-
nahmen, werden ebenfalls die Grenzen von Postmaterialismus und Liberalisie-
rung deutlich. Der recht liberale Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz, Helmut 
Kohl, war um 1970 noch eher eine Ausnahme. In den Ländern traten seit Ende 
der sechziger Jahre vielmehr Politiker wie Hans Filbinger, Gerhard Stoltenberg, 
Wilfried Hasselmann und Alfred Dregger an die Parteispitze, die allesamt für 
einen konservativen Generationswechsel in den späten sechziger Jahren stan-
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298 Frank Bösch

den, von Franz Josef Strauß’ wachsendem Einfluss in der Bundes- und Landes-
politik gar nicht zu sprechen. Es ist zumindest erklärungsbedürftig, dass gerade 
diese Politiker trotz des betonten liberalen Wertewandels innerparteilich und bei 
den Wählern mehr Stimmen erhielten als die Sozialdemokraten oder gar Links-
liberale. Der Siegeszug dieser eher konservativen Landesfürsten belegt sowohl 
die Grenzen postmaterialistischer Einstellungen als auch die Grenzen liberaler 
Strömungen innerhalb der christdemokratischen Landesparteien.

Leicht gegenläufige Trends zeigten sich auch im politischen Vorfeld der 
CDU/CSU. Generell werden für die siebziger Jahre die Auflösung klassischer 
Vörfeldorganisationen und der Rückgang von Kirchenbindungen als Argument 
angeführt, um den Verlust christdemokratischer Stammwähler und die Zunahme 
»rationaler« Wechselwähler auszumachen.9 Anhand der Wahlergebnisse lässt 
sich hingegen belegen, dass die Milieubindungen der Union nicht ganz erodier-
ten, sondern sich in den siebziger Jahren wieder leicht verfestigten. So legte die 
CDU/CSU insbesondere nach der Krise von 1973 gerade in ihren Hochburgen 
und bei ihren Stammwählem zu, wie etwa bei den Katholiken und den ländlich-
kleinstädtischen Wählern. Offensichtlich wurden also klassische weltanschau-
liche und kulturelle Konfliktlinien durch das Krisengefühl reaktiviert. Die reli-
giös-kulturelle Prägung überlagerte dabei weiterhin andere Kategorien wie die 
der Klasse. So erhielten die Christdemokraten 1976 bei den katholischen Arbei-
tern 57%  der Stimmen.10 Einer säkularisierten Industriegesellschaft, die vor-
nehmlich von dem Konflikt Arbeit-Kapital oder durch ein rational choice- Wahl-
verhalten geprägt ist, entspricht dieser Befund nicht.

Ohnehin sollte nicht vorschnell von einer kontinuierlichen Abnahme der 
Kirchlichkeit seit den sechziger Jahren ausgegangen werden. Die Kirchenaus-
tritte, die zwischen 1969 und 1974 steil anstiegen, gingen etwa seit 1974 bei bei-
den Kirchen deutlich zurück und stabilisierten sich auf einem mittleren Niveau. 
Auch die Zahl der Gottesdienstbesuche, kirchlichen Trauungen und Taufen stabi-
lisierte sich ab 1974 wieder, wenn auch auf einem niedrigeren Niveau, bis Ende 
der achtziger Jahre.“ Die Krise von 1973 war insofern auch für die Kirche eine 
Chance, sich zu konsolidieren, und dies stabilisierte zugleich die Union.

Der Krisen- und Konfliktdiskurs reetablierte besonders im Katholizismus Bin-
dungen zu den christdemokratischen Parteien. Nachdem sich die katholische Kir-
che seit Mitte der sechziger Jahre mit ihren Wahlempfehlungen für die CDU/CSU 
deutlich zuräckgehalten hatte, verstärkte sie nun vor Ort und in der Öffentlichkeit 
wieder die indirekte und auch direkte Unterstützung.12 Dabei mobilisierte vor al-
lem die sozial-liberale Neuregelung der Abtreibung ihr Engagement, aber auch die 
Reform des Ehe- und Familienrechtes.13 Selbst bei der Bundestagswahl von 1980 
sollte sich das »Hirtenwort« unzweideutig gegen die amtierende sozialliberale Re-
gierung richten. Nicht nur deren Familienpolitik, sondern selbst die Finanzpolitik 
kritisierten die Geistlichen so unmissverständlich, dass die Union ihre Wahlemp-
fehlung sofort in der Parteipresse verbreitete.14 Das Verhältnis zur evangelischen 
Kirche blieb hingegen stärker von Spannungen gekennzeichnet. Hier lässt sich 
durchaus ein struktureller Wandel ausmachen, obgleich regelmäßige Kirchgänger 
auch bei den Protestanten weiterhin überwiegend mit der Union sympathisierten.
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2. Strukturelle Neuformierungen in der Krise

Zugleich bewegten sich die Christdemokraten in einem Krisendiskurs, der ihre 
Transformation anstieß. Für die Zeit bis 1973 wurden vielfach die großen Ge-
setzesreformen der sozialliberalen Regierung hervorgehoben, die die Bundesre-
publik liberalisierten. Die ersten Jahre Brandts sind mit einem gesellschaftlichen 
Aufbruch und Euphorie verbunden. Allerdings wird leicht übersehen, dass diese 
Euphorie von einem größeren Teil der Gesellschaft nicht geteilt wurde. Vielmehr 
führte der »Machtwechsel« im bürgerlichen Lager lange vor 1973 zu der Wahr-
nehmung, man befände sich in einer dramatischen Verfallsphase. In der subjek-
tiven Wahrnehmung der Christdemokraten und der eher konservativen Presse 
galt die sozialliberale Politik als erster Kulminationspunkt einer Entwicklung, 
die das Land ruiniere. Für diesen Teil der Bevölkerung begann die Krise damit 
nicht erst 1973, sondern schon ab 1969. Insbesondere die stark angestiegene 
Inflation sorgte für eine heute irrational erscheinende Verunsicherung und Pola-
risierung.

Diese starke Polarisierung zeigte sich auch in der Medienöffentlichkeit: 
Während der »Spiegel«, »Stern« und die »ZEIT« den sozialliberalen Regie-
rungskurs geradezu einhellig stützten und sogar einige ihrer führenden Köpfe 
kurzzeitig in die Regierung wanderten, artikulierten die Blätter von Springer, die 
»Quick« oder die »FAZ« einhelligen Protest.15 Insofern rückte nicht die Öffent-
lichkeit nach links, sondern die unterschiedlichen Teile der Öffentlichkeit traten 
politisch auseinander. Und es wäre sicherlich zu einfach, die kampagnenartigen 
Attacken gegen die sozialliberale Regierung, wie sie insbesondere die »Bild-
Zeitung« regelmäßig druckte, nur als Polemik des Boulevards zu vernachläs-
sigen. Vielmehr dürfte diese permanente Krisenrhetorik Anfang der siebziger 
Jahre die anschließende Wahrnehmung der Regierungs- und Ölkrise ab 1973 
präfiguriert haben. Die Wirtschaftskrise 1973 und die leeren Autobahnen schie-
nen nur zu bestätigen, was rechts der Mitte befürchtet oder vielleicht indirekt 
auch herbeigesehnt wurde.

Zugleich entstand innerhalb der CDU/CSU frühzeitig ein selbst fabrizier-
tes Krisengefühl. Seinen Ursprung hatte es in den innerparteilichen Konflikten 
darüber, wie auf den Regierungsverlust zu reagieren sei. Innerparteilich umstrit-
ten waren die richtige Oppositionsstrategie im Bundestag und bei den Bund- 
Länder-Verhandlungen, die programmatischen Alternativen und die personelle 
Erneuerung. Strauß vertrat im Sinne der »Sonthofen-Strategie« 1974 die An-
sicht, man solle in einer frontalen Opposition die sozialliberale Bundesregie-
rung das Land zugrunde richten lassen, damit die Union dann aus der sozioöko- 
nomischen Katastrophe heraus besonders gestärkt die Wahlen gewinnen könne. 
In dieser Logik galt die Krise als Mittel für das eigene Heil. Dagegen vertrat 
der eher liberale Parteiflügel eine partielle Kooperation, um Schlüsselprobleme 
zu lösen. Diese innerparteilichen Konflikte, die sich in uneinheitlichen Abstim-
mungen der Fraktion niederschlugen, wurden wiederum als eine zusätzliche 
Krise des eigenen Lagers wahrgenommen.
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300 Frank Bösch

Aus diesem doppelten Krisengefiihl heraus kam es zu einer Neuformierung 
der Union. Die Krise barg damit zugleich die Chance auf eine Reform.16 Bis heute 
gelten die siebziger Jahre daher in der Selbstbeschreibung der Union im positiven 
Sinne als eine Form des Neuanfanges. Diese Reform in der Krise lässt sich auf 
drei miteinander verbundenen Ebenen ausmachen: Organisatorisch, personell und 
programmatisch-politisch. Organisatorisch begann die Union um 1970 damit, 
einen professionellen Apparat auszubauen, der für den eigenständigen Machtan-
spruch der Partei stand. Das galt sowohl für den intensiven Ausbau der Kreis-
geschäftstellen in der Provinz als auch für die Parteizentrale in Bonn. Das nun 
gebaute Hochhaus der Parteizentrale, direkt neben dem Bundestag, symbolisierte 
in gewisser Weise die Expansion und beanspruchte Modernisierung. Dieser Aus-
bau ging mit einer starken Verjüngung der neu eingestellten Funktionäre einher. 
Zahlreiche ehemalige RCDS-Studenten, die eher liberal orientiert waren, erhiel-
ten hier Positionen in Planungsstäben.17 Damit übernahm die gouvernemental 
orientierte Rechte bei ihrer »Neuerfindung« in den siebziger Jahren Organisa-
tionsprinzipien der Linken.

Diese organisatorische Expansion und Umwandlung der Partei fand jedoch 
nicht nur von oben statt, sondern auch von unten. Gewöhnlich gelten die sieb-
ziger Jahre vor allem als eine Zeit, in der aus der 68er-Bewegung heraus neue 
soziale und alternative Gruppen entstanden. Die Bildung von Bürgerinitiativen, 
alternativen Zirkeln und die SPD-Eintritte von Jungakademikern gelten als Be-
leg für den neuen linken Zeitgeist.18 Dabei wird jedoch leicht übersehen, dass 
sich ein ganz ähnlicher Wandel auch im bürgerlichen Lager entfaltete. So wurden 
CDU und CSU erst Anfang der siebziger Jahre zu Massenmitgliederparteien. 
Nicht nur prozentual, sondern auch absolut übertraf die Zahl ihrer neuen Mit-
glieder in den siebziger Jahren die der Sozialdemokraten. Vor allem zwischen
1972 und 1976 wuchs der Mitgliederbestand jährlich (!) um bis zu 70000 Mit-
glieder -  also deutlich mehr als bei alternativen Gruppen insgesamt.19 Ebenso 
wie bei der Linken waren diese Neumitglieder im hohen Maße junge Menschen 
und Akademiker. Gerade wenn man bedenkt, dass die Jugendorganisation Junge 
Union (im Unterschied zur SPD) nicht mit einer automatischen Parteimitglied-
schaft verbunden war, ist dieser Zustrom an Neumitgliedern umso augenfälliger. 
Man wird also weniger von einer Sozialdemokratisierung der Jugend als von 
ihrer Fundamentpolitisierung sprechen müssen. Die politische Polarisierung und 
die Krise stärkten damit das institutionelle Fundament der Christdemokratie.

Die Professionalisierung und der Ausbau der Parteistruktur waren nicht nur 
eine Reaktion auf den Machtverlust in Bonn, sondern auch eine Antwort auf die 
vielfach diagnostizierte Erosion ihres politischen Vorfeldes. Die modernisierte 
Parteiorganisation trat in gewisser Weise an die Stelle der schwindenden Milieu-
organisationen. Die neue Mitgliederbasis ersetzte die alten Milieuvereine, die 
Fachtagungen, die Verbandstreffen und die Kreisgeschäftsführer, die Honora-
tioren. Allerdings zeigte sich bei den neuen Parteimitgliedern zugleich eine er-
staunliche Konstanz der Milieustrukturen. Sie waren weiterhin überwiegend ka-
tholisch, männlich und selten Arbeiter. Zudem waren sie überdurchschnittlich 
häufig in klassischen Vorfeldorganisationen engagiert, wie in Kirchen, Gesangs-
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oder Heimatvereinen.20 Die Modernisierung des bürgerlichen Lagers ging somit 
durchaus mit den klassischen Strukturen konform.

Erst die Wahrnehmung der gesellschaftlichen und innerparteilichen Krise 
sowie des gesellschaftlichen Wertewandels ermöglichte auch eine personelle 
Neustrukturierung der Partei. Ohne sie wäre es undenkbar gewesen, dass sich
1973 ein neuer Parteivorsitzender wie Helmut Kohl hätte durchsetzen können, 
der damals in der Partei als ein recht liberaler Reformer galt.21 Tatsächlich ver-
änderte Kohl den Führungsstil in der Partei. Der Parteivorstand kam ab 1973 
deutlich häufiger zusammen, und das Diskussionsklima veränderte sich. Im 
Unterschied zur Adenauer-CDU gab Kohl nicht eine bestimmte Richtung vor, 
sondern ließ Diskussionen laufen und wartete die Meinungsbildung ab. Die 
Macht der eher konservativen Fraktion beschnitt er zunehmend, indem er vor 
allem Landespolitiker in die Führungsgremien holte und den Machtanspruch 
der Partei ausbaute. Die große personelle Expansion der Partei ermöglichte ihm 
dabei, bis in die Kreisverbände loyale neue Mitarbeiter auszuwählen.

Helmut Kohl förderte dabei die Karriere von weiteren Köpfen, die gerade 
nicht aus dem konservativen Lager stammten -  wie Richard von Weizsäcker, 
Kurt Biedenkopf und Heiner Geißler. Ihnen gemein war eine intellektuelle Ader 
und die Fähigkeit, Begriffe zu besetzen. Auffällig war zudem, dass Kohl den 
innerparteilichen Führungsposten des Generalsekretärs mit Biedenkopf an einen 
Seiteneinsteiger vergab. Biedenkopf hatte eine schnelle Karriere als Professor 
für Wirtschaftsrecht gemacht, war Universitätsrektor in Bochum und in der Ge-
schäftsführung der Henkel GmbH tätig. Als Professor und Manager konnte Bie-
denkopf in Partei und Öffentlichkeit mit einer ganz anderen Autorität sprechen 
als seine Vorgänger und leichter organisatorische und personelle Defizite in der 
Partei angehen. Biedenkopf zentralisierte die Parteiführung und schuf direkt neu 
strukturierte Planungsgruppen, die insbesondere unter Wamfried Dettlings Lei-
tung einen wirkungsmächtigen Brainpool bildeten. Damit eröffnete die Neuer-
findung in der Krise nicht nur Karrierechancen, sondern förderte von der Partei-
spitze aus einen inhaltlichen Politikwechsel.

3. Politisch-programmatische Neuformierungen im Zuge der Krise

Das bürgerliche Lager hatte sich bislang durch eine betonte Programm- und Theo- 
rielosigkeit ausgezeichnet. Das änderte sich seit Ende der sechziger Jahre deut-
lich. So verabschiedeten die Christdemokraten 1968 erstmals ein Programm unter 
vielfältiger Partizipation. Nach eigenen Angaben gingen rund 30 000 Stellung-
nahmen auf den Entwurf ein, die der Bundesvorstand in langen Diskussionen in 
einen neuen Text einbaute.22 Intensive Debatten auf dem Berliner Parteitag 1968 
folgten. Damit zeigten die Christdemokraten einen bisher unbekannten Partizipa-
tionswillen und ein neuartiges Programminteresse. Bereits ein Jahr später, kurz 
nach dem Regierungsverlust, setzte ein Parteitag eine Kommission unter Helmut 
Kohl für die Fortschreibung des Programmes ein, um es »an die veränderten Tat-
sachen und den neuen Stand der Meinungsbildung in der Partei anzupassen«.
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Deren Entwürfe zeigten tatsächlich eine erstaunliche Wandlungsbereitschaft. 
In der Bildungspolitik fanden sich Sätze wie: »Wir befürworten wissenschaftlich 
kontrollierte Schulversuche mit verschiedenen Schulmodellen, auch mit koope-
rativen und integrierten Gesamtschulen.«23 Mit dem Umweltschutz oder der Hilfe 
für Entwicklungsländer (»Politik der internationalen Solidarität«) griff der Ent-
wurf zukunftsweisende Themen auf. Die Abschnitte zur Deutschland- und Ost-
politik sprachen kaum noch von der staatlichen Wiedervereinigung, sondern vor-
sichtiger vom »Selbstbestimmungsrecht der Deutschen in der DDR«, Letztere 
ohne Anführungszeichen. Auch sprachlich standen die Passagen für eine Trans-
formation. »Manche Passagen lesen sich wie aus einem Lehrbuch der Soziolo-
gie«, kommentierte dies die »FAZ«.24

Eine innerparteiliche Mehrheit fand dieser Entwurf jedoch 1971 noch nicht, 
sodass er stark abgemildert wurde. Eine entscheidende Neuerung war jedoch be-
reits, dass die Christdemokraten angesichts des Krisengefühls fortlaufend über 
ihre eigenen Standpunkte diskutierten, auch wenn dies zu Zerreißproben führte. 
Letzteres galt insbesondere für die Frage der Mitbestimmung, auf der sich jedoch 
ebenfalls der konservative Flügel knapp durchsetzte und eine klare Mehrheit der 
Anteilseigner festschrieb. Ebenso belegten die maßgeblichen Bundestagsabstim-
mungen (etwa zu den Ostverträgen oder zur Mitbestimmung) die Dominanz des 
konservativen Flügels, der die Reformvorschläge weitgehend abschwächte. Erst 
ab 1973, unter Helmut Kohls Parteivorsitz, wurden die Spielräume für program-
matische Neupositionierungen größer.

Über solche kurz- und mittelfristigen Verortungen hinaus bemühte sich die 
CDU auch um eine langfristige programmatische Standortsuche und Akzent-
verschiebung. 1974 setzte sie eine Grundsatzkommission unter Richard von 
Weizsäcker ein, deren Arbeit nach vierjähriger breiter Diskussion 1978 in das 
erste Grundsatzprogramm der Parteigeschichte mündete.25 Erneut erwiesen sich 
zahlreiche weitreichende Verschiebungen, die die Kommission ausgearbeitet 
hatte, innerparteilich nicht als mehrheitsfähig. Ein »Godesberg« war es deshalb 
sicher nicht, auch wenn es inhaltlich einige liberale und christliche Akzente 
setzte. Die CDU präsentierte sich insgesamt als eine sicherheitsorientierte, leis-
tungsbewusste und marktwirtschaftliche Partei, die für den sozialen Ausgleich 
eintrat, diesen aber möglichst nicht durch staatliche Zahlungen erreichen wollte. 
Entscheidend war erneut, dass die bürgerliche Partei eine derartig langfristige 
Selbstbeschau und Debatte vomahm. Neben dem Regierungswechsel und dem 
diskussionsfreudigen Zeitgeist förderte vor allem die Krisenwahrnehmung diese 
Suche nach längerfristigen Konzeptionen.

Mit dieser Hinwendung zur langfristigen Programmatik übernahm die Rechte 
damit erneut soziale Interaktionsformen der Linken. Auffällig ist, dass seit 1970 
die Zahl der CDU-nahen Zeitschriften und Buchpublikationen stark anwuchs, die 
diese Debatte begleiteten. Die Siebziger bildeten damit nicht nur einen »Markt 
für Marx«, wie Adelheid von Saldem zeigte,26 sondern auch bürgerliche Autoren 
publizierten nun weltanschauliche Taschenbücher, die die Richtungsdebatte der 
Union thematisierten. Richard von Weizsäcker etwa sah »Die Krise als Chance«, 
und Norbert Blüm fragte in einem rororo-Band, welche Richtung die Union ein-
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schlagen müsse.27 Die siebziger Jahre waren somit auch für die Rechte ein Jahr-
zehnt der gedruckten Debattenkultur.

Versucht man die programmatische Entwicklung der Union in den siebziger 
Jahren zu bilanzieren, so fällt die Akzentuierung des Wortes Sicherheit auf, 
das sich zu einem Schlüsselbegriff entwickelte. Es verwies auf die Innere 
Sicherheit, aber auch auf ökonomische Sekurität. Denn nach der prägenden 
Inflationserfahrung von 1923 erschien der Anstieg der Inflationsrate im bürger-
lichen Lager weiterhin als zentrale Bedrohung. Das Schlagwort »Sicherheit« er-
innerte aber auch, vor allem Ende der siebziger Jahre wieder verstärkt, an die au-
ßenpolitische Bedrohung im Osten und die Forderung nach einer Nachrüstung. 
Politisch virulent wurde der Begriff schließlich im Kontext der Terrorismusver-
folgung, bei der die Union eine Verschärfung der Inneren Sicherheit forcieren 
konnte. Die von der Union versprochene »Sicherheit« war damit vor allem eine 
Antwort auf die vielfältige Krisendiagnose. Der ebenfalls von der Union viel-
fältig benutzte Begriff »Freiheit« stand komplementär hierzu. Das Wort »Frei-
heit« fand sich in den Namen neuer konservativer Zusammenschlüsse (wie dem 
»Bund Freiheit der Wissenschaften«), in zentralen Wahlkampfslogans (am be-
kanntesten »Freiheit oder Sozialismus«) oder den Kernbegriffen der CDU/CSU- 
Programme. Mit dem Wort »Freiheit« benutzte die Union einen anti-kommunis-
tisch eingeübten Begriff, der sich zugleich gegen die sozialliberalen Reformen 
richtete, die das bürgerliche Lager als Begrenzung ihrer Rechte und damit als 
eigentlichen Grund der Krise empfand.

Mit Blick auf die politischen Inhalte lassen sich in den siebziger Jahren einige 
Akzentwechsel ausmachen. Aus der Programmarbeit heraus setzte schrittweise 
eine vorsichtige Annäherung an sozialliberale Positionen ein, wenn auch mit 
anderen Akzenten. Während sie sich bisher vor allem über die Außen- und Mit-
telstandspolitik definiert hatte, rückten um 1970 auch bei ihr gesellschaftspoli-
tische Themen in den Vordergrund. Die zunehmenden Kämpfe über die Politik 
und Programmatik weisen zugleich darauf hin, dass sich auch das bürgerliche 
Lager stärker fragmentierte. Einerseits gewann der christlich-soziale Flügel, 
der sich unter Hans Katzer und den Sozialausschüssen (der CDA) organisierte, 
deutlich an Profil und Einfluss. Andererseits führten die sozialliberale Politik 
und die Studentenbewegung dazu, dass sich der konservative Flügel abgrenzend 
deutlicher formierte und artikulierte. Insofern wurde die Union sowohl auf der 
Bundes- als auch auf der Landesebene vielstimmiger. Das galt gerade für kultu-
relle gesellschaftspolitische Fragen. Die starken politisch-kulturellen Unter-
schiede, die sich in der Union in den siebziger Jahren zeigten, konnten insbe-
sondere durch den Föderalismus aufgefangen werden. Während sie etwa in der 
Bildungspolitik in katholischen Regionen weiterhin für den Erhalt von konfes-
sionellen Schulen eintrat, tolerierte sie im protestantischen Niedersachsen unter 
Ernst Albrecht schließlich Gesamtschulen und führte die Orientierungsstufe ein, 
während sie in Berlin die sechsjährige Grundschule akzeptierte. Die CDU-Lan- 
desregierungen unterschieden sich aber auch in ihrer Sozialpolitik, hinsichtlich 
der Staatsverschuldung oder der Größe des Beamtenapparates.28
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Zudem wurde die Union medienpolitisch aktiv. Eine dominante Grundwahr-
nehmung der Christdemokraten war, dass die Bevölkerung zwar strukturell kon-
servativ war und ihre Überzeugungen teilte, die Medien aber links dominiert sei-
en und nur durch ihre ideologischen Verdrehungen die Sozialdemokraten stützten. 
Insbesondere Elisabeth Noelle-Neumanns »Schweigespirale« und die Studien 
ihrer Schüler gaben dieser Annahme ein wissenschaftliches Gewand.29 Dement-
sprechend trat die Union nach der Wahl von 1976, die diese Debatte reanimiert 
hatte, aktiv für eine Umstrukturierung der Medienöffentlichkeit in ihrem Sinne 
ein. Ihre Landtagswahlkämpfe führte sie aktiv gegen den »Rotfunk« WDR, CDU-
nahe Verbände organisierten Kampagnen gegen »linke« Filme und Serien, und in 
den Fernsehsendern erreichte sie die Absetzung von kritischen Sendungen.30

Ebenso setzte sie dank ihrer Mehrheit in den Bundesländern bevorzugt Jour-
nalisten mit ihrem Parteibuch durch, sodass am Ende des Jahrzehnts Journalis-
ten aus der CDU bei beiden Fernsehsendern dominierten.31 Auch in der Struk-
tur des Sendebetriebs leitete die Union bekanntlich bereits Ende der siebziger 
Jahre aus den Ländern heraus eine grundsätzliche Wende ein: Neben den von 
süddeutschen CDU-Ländern forcierten Kabelpilot-Projekten ebnete vor allem 
die Kündigung des NDR-StaatsVertrags durch die CDU-Ministerpräsidenten 
von Schleswig-Holstein und Niedersachsen den Weg zum privaten Rundfunk. 
Dabei rechtfertigte sich die Union damit, dass sie auf diese Weise die Vielfalt der 
Demokratie stärken würde.32 Auch diese einschneidende Veränderung, von der 
sich die Union opportunere Berichte erhoffte, ist nur aus der politischen Polari-
sierung heraus zu verstehen, die sich aus der Krisenwahrnehmung ergab.

Eine gewisse Neuausrichtung der CDU deutete sich auch bei sozialen The-
men an. Vor allem die von Geißler und Biedenkopf 1975 aufgebrachte »Neue 
Soziale Frage« stand hierfür. Sie proklamierte, dass neben dem alten Konflikt 
zwischen Kapital und Arbeit nun »Konflikte zwischen organisierten und nicht-
organisierten Interessen« getreten seien.33 Die CDU sah sich jetzt als Anwalt 
der wirklich schwachen Nicht-Organisierten. Hierzu zählte sie besonders alte 
Menschen, alleinerziehende Mütter oder nicht mehr Arbeitsfähige, später auch 
Arbeitslose, Jugendliche, kinderreiche Familien, Gastarbeiter oder Behinderte. 
Rund sechs Millionen Menschen würden zu dieser vernachlässigten Armuts-
gruppe gehören, wie die CDU mit Publikationen untermauerte.34 Damit reagierte 
die CDU auf die Transformation der Milieu- und Vereinsstrukturen, indem sie 
sich zum Fürsprecher der Organisationslosen machte. Gleichzeitig gestand sie 
auf diese Weise zu, dass auch in der sozialen Marktwirtschaft der Wohlstand bis-
her nicht für alle reichte.

Die »Neue Soziale Frage« war sicherlich das wichtigste Symbol für die Neu-
erfindung der Union aus der Krise heraus. Strategisch gesehen war der Entwurf 
in mehrfacher Hinsicht ein Geniestreich. Erstens demontierte er auf eine äußerst 
emotionale Weise die sozialpolitische Kompetenz der Sozialdemokraten. Damit 
schlug er die SPD auf ihrem ureigenen Feld. Die SPD wurde so zur Partei der 
Mächtigen umgedeutet. Zweitens entwertete die Neue Soziale Frage die tradi-
tionelle Konfliktlinie zwischen Arbeit und Kapital, die für die Christdemokra-
ten stets ein Problem war, durch eine dazu querliegende Trennung von Arm und
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Reich. Drittens richtete sich der Ansatz implizit vor allem gegen die SPD-nahen 
Gewerkschaften, die nicht den wirklich Schwachen helfen würden. Und vier-
tens sprach die Union mit den unverschuldeten Armen soziale Gruppen an, die 
im Unterschied zu den Gewerkschaftern potenzielle Unionswähler waren.

Da diese Armutsgruppen traditionell im Zentrum der bürgerlichen Fürsorge 
und der katholischen Subsidiaritätslehre standen, hatte die Union eine gewisse 
Kompetenz auf diesem Gebiet. Schließlich hatte sich schon Adenauers Sozial-
politik besonders an Rentner oder kinderreiche Familien gerichtet. Zugleich ließ 
ein Engagement für die »würdigen Armen« auch das Wohlwollen der bürger-
lichen Christdemokraten erwarten. Ohnehin sollte die Neue Soziale Frage vor 
allem im Sinne der Subsidiarität gelöst werden. Außer einem angedeuteten Erzie-
hungsgeld versprach die CDU kaum staatliche Unterstützung. Vielmehr sollte 
vor allem die familiäre und ehrenamtliche Hilfe Notlagen lindern. Auffällig 
stark setzte sich die Union dagegen für eine finanzielle Stärkung der Rentner 
ein: 1972 trat sie für eine Rentenerhöhung und Ausweitung der Beteiligung ein, 
später für eine Vörziehung der Rentenanpassung und 1977 für eine bruttobezo-
gene Rentenanpassung. Bei allem Populismus zeigte dies die sozialpolitischen 
Prioritäten der Christdemokraten, die auf den Erhalt des sozialen Status ausge-
richtet waren.

Das Krisengefühl führte damit auch im bürgerlichen Lager zu einer Aufwer-
tung des sozialen Gewissens.35 Um das sozialpolitische Image der Union weiter 
zu stärken, nannte der neue Generalsekretär Biedenkopf nun häufiger sogar das 
legendäre Ahlener Programm von 1947 als eine Grundlage der CDU, die man 
fortschreiben wolle.36 Auch begrifflich leitete Biedenkopf eine weitere Annähe-
rung an die Sozialdemokraten ein. Bereits Ende 1973 war er mit einem wegwei-
senden Referat aufgefallen, das die sozialdemokratischen Grundwerte Freiheit, 
Solidarität und Gerechtigkeit in den Mittelpunkt stellte, gleichzeitig aber anders 
definierte. Nun sorgte er über seine »Mannheimer Erklärung« von 1975 dafür, 
dass sich die CDU exakt auf die gleichen drei Grundwerte wie die Sozialdemo-
kraten berief.

Dieser Kurs löste jedoch erwartungsgemäß intensive innerparteiliche Dis-
kussionen aus. So argwöhnten die konservativen Christdemokraten, die Neue 
Soziale Frage treibe nur die Staatsausgaben und die Einkommensverteilung wei-
ter fort. Ebenso wie die CSU machten sie Biedenkopf für einen »Linksrutsch« 
und eine »Öffnung zur linken Mitte« verantwortlich.37 Die beste Sozialpolitik 
sei vielmehr die Bekämpfung der Inflation. Dass sich dieser soziale Kurs nicht 
voll durchsetzte, zeigte sich spätestens im Grundsatzprogramm von 1978. Hier 
trat die Neue Soziale Frage in den Hintergrund und viele damit verbundene For-
derungen wurden abgeschwächt.

Im Wahlkampf 1980 verschwand diese Akzentuierung durch die Kandidatur 
von Strauß völlig. Stattdessen legte die Union verspätet ein Wahlkampfpro-
gramm vor, das in vieler Hinsicht ein Rückfall in frühere Zeiten war. Nicht zu-
letzt der Afghanistan-Einmarsch der Sowjetunion und der Terrorismus verstärk-
ten diese konservative Akzentverschiebung zusätzlich. Der für Strauß erstellte 
Text begann mit der außenpolitischen Lage und mit Bedrohungszenarien, die
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durch die »sozialistische Entspannungspolitik« entstanden seien. Die Politik 
von Brandt und Schmidt trüge zum Abgleiten in »Kapitulation oder Krieg« bei. 
Dann erst folgten Abschnitte zur wirtschaftspolitischen Umkehr, die stets mit 
Finanzierungsvorbehalten versehen waren, wobei Horrorszenarien über die »so-
zialistische Mißwirtschaft« dominierten. Statt von den just beschlossenen CDU-
Grundwerten Solidarität und Gerechtigkeit sprach Strauß von Sicherheit und 
Freiheit. Mit Ausnahme der Familienförderung blieb die Sozialpolitik denkbar 
blass. In vieler Hinsicht erinnerte das Wahlprogramm an die Zeiten vor Helmut 
Kohl.

Erst nach Strauß’ furiosem Scheitern konnte Helmut Kohl wieder an jenen 
ausgleichenden programmatischen Kurs anknüpfen, den er in den siebziger Jah-
ren eingeleitet hatte. Im Unterschied zu Strauß förderte Kohl auch die »wei-
chen« Themen -  wie die Bildungs-, Umwelt- und Medienpolitik. Dabei berück-
sichtigte er neue gesellschaftliche Fragen, die sich durch die Friedensbewegung 
verbreitet hatten, und ordnete sie in die historische Tradition der CDU ein. Den 
Umweltschutz deutete er als ein »urkonservatives Anliegen«. Die Verständigung 
mit Polen bezeichnete er als seit jeher wichtiges Ziel der Union. Sie gehe nicht 
auf Brandt, sondern auf Adenauer zurück, der diese schon in der Regierungser-
klärung 1949 gefordert habe.38

Außenpolitisch machte Kohl dabei immer wieder deutlich, dass er für eine 
Fortsetzung der sozialliberalen Ostpolitik eintrete. »Wir stehen zu den geschlos-
senen Verträgen«, lautete im August 1982 sein Credo. Tatsächlich brachte der 
Regierungswechsel eine ostpolitische Kontinuität, die sich nur aus der Neuerfin-
dung der Union in der Krise erklären lässt. Die Sozialpolitik blieb unmittelbar 
nach dem Regierungsantritt durch rigorose soziale Einschnitte gekennzeichnet, 
die allerdings erneut bei Familien gewisse Ausnahmen machten.39 Damit lässt 
sich bilanzieren, dass sich auf der politisch-programmatischen Ebene zwar weit-
reichende Reformvorschläge nicht durchsetzten, die Union sich aber zumindest 
tendenziell in Fragen der Außen-, Bildungs- und Sozialpolitik veränderte und 
auf diese Weise die Rückkehr an die Regierung förderte.

4. Fazit

Wie man rückblickend ein Jahrzehnt bewertet, hängt natürlich vom Standpunkt 
des Betrachters ab. Untersucht man die siebziger Jahre mit Blick auf die Ära 
Adenauer, so erscheinen sie als eine Zeit der Liberalisierung oder Sozialdemo-
kratisierung. Betrachtet man sie dagegen stärker von der Warte der langen Ära 
Kohl, so wirken sie eher wie ein Intermezzo in einer strukturell konservativ ge-
prägten Republik oder zumindest wie ein Vorlauf für eine bürgerliche Rekonso- 
lidierung.

Wie die knappen Überlegungen andeuten, waren die siebziger Jahre durchaus 
ein Jahrzehnt, in dem man einen konservativen Aufbruch ausmachen kann. Die-
ser wurde im hohen Maße aus dem Rrisengefühl der Zeit gespeist. Hierbei kam 
es einerseits, angesichts des Krisengefühls, frühzeitig zu einem konservativen
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»Roll-Back«. Andererseits kam es zu einer organisatorischen, personellen und 
politisch-programmatischen Reform der Union, die mitunter Züge einer Neuer-
findung der Parteikultur trug. Auch wenn traditionelle Positionen, wie gezeigt, 
vielfach im neuen Gewände fortbestanden, war die CDU bereits Mitte der sieb-
ziger Jahre eine andere Partei als wenige Jahre zuvor. Die zweite Ölkrise und 
das Intermezzo von Strauß’ Kandidatur schwächten diese Transformation kurz 
ab. Langfristig konnte sich aber das neue Parteimodell durchsetzen.

Die Wahrnehmung der Krisen bedeutete aus dieser Perspektive aber nicht 
unbedingt ein »Ende der Zuversicht«. Vielmehr erschien die sozio-ökonomische 
Krise für viele Christdemokraten gerade als eine Chance, wieder an die Regie-
rung zurückzukehren. Die Überzeugung, dass die Krise nur durch Regierungs-
fehler gemacht sei und damit bei einem Machtwechsel behoben werden könne, 
belegt den fortbestehenden Glauben an die Steuerung von Krisen und Konjunk-
turen. Das neuartige massenhafte Engagement innerhalb der Christdemokratie, 
das sich bei ihren Programmdebatten, in ihrer Organisation und bei dem Mit-
gliederanstieg ausmachen ließ, verweist zudem generell darauf, dass man das 
»Ende der Bürgerlichkeit« bei der Erforschung der siebziger Jahre hinterfragen 
sollte. Vielmehr ist signifikant für die siebziger Jahre, dass selbst bei einer Par-
tei, die traditionell wenig durch Engagement von unten getragen wurde, nun 
eine Massenpartizipation ausmachbar ist.

Die hier angedeuteten Überlegungen zur jeweiligen Forschungsperspektive 
lassen sich natürlich diametral auf eine künftige Erforschung der achtziger Jahre 
übertragen. Aus einer politikgeschichtlichen Perspektive scheint dieses Jahr-
zehnt durch die »konservative Wende« geprägt zu sein, die kulturgeschichtlich 
durch Figuren wie den »Yuppie« und den »Popper« gekennzeichnet ist. Aber 
ebenso wie eine Geschichte der siebziger Jahre nicht in der Genese einer links-
liberalen Kultur aufgeht, waren die achtziger Jahre nicht allein ein Zeitalter des 
konservativen Zeitgeistes. Die großen pazifistischen Massendemonstrationen 
und die Wahlerfolge der Grünen setzten bekanntlich hier erst ein, während die 
CDU seit 1983 kontinuierlich Mitglieder und Wähler verlor.
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